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Vorblatt 


Entwurf eines Gesetzes 

über die verbilligte Veräußerung, Vermietung und 
Verpachtung von bundeseigenen Grundstücken 

(Schriftlicher Bericht des Haushaltsausschusses) 


A. Problem 

Die verbilligte Abgabe von Grundbesitz des Bundes für Zwecke 
u. a, des Wohnungsbaues, der Eigentumsbildung, der Bildung 
und Wissenschaft oder der städtebaulichen Sanierung scheiterte 
bisher an der Vorschrift des § 63 Abs. 3 Satz 1 und Abs. 5 BHO, 
die die Veräußerung oder Nutzung von Bundes vermögen nur 
zum vollen Wert zuläßt. 


B. Lösung 

Die genannte Vorschrift wird nicht geändert, aber der Bundes- 
finanzminister wird ermächtigt, in bestimmten Fällen von ihr 
abzuweichen. Dabei kann der Kaufpreis um 30 das Nutzungs- 
entgelt bis um 50 % gesenkt werden, bei der Überlassung für 
gottesdienstliche Zwecke reicht ein Anerkennungsbetrag aus. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Mindereinnahmen. 
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Schriftlicher Beridit 

des Haushaltsausschusses 
(7. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebraditen Entwurf eines 
Gesetzes über die verbilligte Veräußerung, Vermietung und 
Verpachtung von bundeseigenen Grundstücken 

— Drucksache VI/1459 — 


A. Bericht des Abgeordneten Bremer 


Der Ausschuß begrüßt, daß durch den Gesetzent- 
wurf die bisher durch Haushaltsvermerke gemäß 
§ 63 Abs. 3 Satz 3 BHO und Ermächtigungen gemäß 
§ 63 Abs. 4 BHO praktizierte Förderung des sozialen 
Wohnungsbaues durch verbilligte Abgabe von 
Grundbesitz des Bundes auf eine gesetzliche Grund- 
lage gestellt und zugleich die für diese Maßnahme in 
Betracht kommende Zweckbestimmung erheblich er- 
weitert wird. Durch diese Erweiterung werden der- 
zeit etwa 20 000 ha für Zwecke dieses Gesetzes zur 
Verfügung stehen. Die für die Zweckbestimmung 
gewählte Form der enumerativen Aufzählung ver- 
dient den Vorzug gegenüber einer Generalklausel. 

Die in der Stellungnahme des mitberatenden Aus- 
schusses für Städtebau und Wohnungswesen gege- 
bene Anregung hat der Ausschuß weitgehend in dem 
Entwurf eines entsprechenden Entschließungsantra- 
ges berücksichtigt. Nicht gefolgt ist der Haushalts- 
ausschuß lediglich dem Vorschlag, die Bundesregie- 
rung zur Aufstellung von Übersichten über die 
derzeit verfügbaren Grundstücke aufzufordern. Ab- 
gesehen von den praktischen Schwierigkeiten einer 
laufenden Fortschreibung derartiger Übersichten bie- 


ten die jährlichen Berichte der Bundesregierung über 
das Ergebnis der Entbehrlichkeitsprüfungen einen 
hinreichenden Einblick in diesen Fragenbereich. 

Gegenüber den vielfältigen Wünschen nach einer 
Einbeziehung des Grundbesitzes von Bundesbahn 
und Bundespost hat sich der Ausschuß den Bedenken 
der Bundesregierung angeschlossen. Mit der Auf- 
nahme beider Anstalten in den Entschließungsantrag 
soll jedoch verdeutlicht werden, daß die von diesem 
Gesetz erwartete beispielgebende Wirkung auf Län- 
der und Gemeinden ohne eine grundsätzliche Bereit- 
schaft auch der Bundesbahn und der Bundespost, 
ihren entbehrlichen Grundbesitz für die genannten 
förderungswürdigen Zwecke zur Verfügung zu stel- 
len, an Überzeugungskraft verlieren würde. 

Schließlich geht der Ausschuß davon aus, daß die 
bereits früher im Erlaßwege angeordnete Einbezie- 
hung der Belegenheitsgemeinden in das Veräuße- 
rungsverfahren Eingang in die auf Grund dieses 
Gesetzes zu erlassenden Richtlinien findet (siehe 
Rundschreiben des BMF VI C/1 — VV 2400 — 87/70 
vom 28. Dezember 1970). 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

I. den Gesetzentwurf — Drucksache VI/ 1459 — in 
der anliegenden Fassung anzunehmen; 

II. folgende Entschließungsanträge anzunehmen: 

A. Der Bundestag erwartet, daß Länder und Ge- 
meinden dem Beispiel des Bundes folgen und 
ihren Grundbesitz entsprechend den Grund- 
sätzen dieses Gesetzes zur Verfügung stellen. 

B. Die Bundesregierung wird ersucht, 

1. auf dife Bundesbahn und die Bundespost 
dahin gehend einzuwirken, daß sie ihren 
Grundstücksbestand auf seine Entbehrlich- 
keit überprüfen und entsprechend der in 
diesem Gesetz genannten Grundsätze so- 
wie in Übereinstimmung mit ihren gesetz- 
lichen Aufgaben zur Verfügung stellen; 

2. darauf zu achten, daß die Veräußerung, 
Vermietung und Verpachtung von bundes- 


eigenen Grundstücken nicht zur Zersied- 
lung führt, sondern die städtebauliche Pla- 
nung abrundet; 

3. in die gemäß § 4 zu erlassenden Durch- 
führungsrichtlinien aufzunehmen: 

a) die Verpflichtung des Käufers, das er- 
worbene Grundstück in einer bestimm- 
ten Frist zu bebauen; 

b) falls es in dieser Frist nicht zur Be- 
bauung kommt, das Grundstück ohne 
Gewinn zu veräußern; 

c) den Weiterverkauf grundsätzlich an die 
Genehmigung der Oberfinanzdirektio- 
nen zu binden; 

4. an die Länder und Gemeinden zu appel- 
lieren, daß die einschlägigen Verwaltun- 
gen das Gesetz großzügig und schnell 
handhaben und nicht an Grundstücken 
festhalten, die sich für die im Gesetz ein- 
zeln aufgeführten Zwecke eignen. 


Bonn, den 11. März 1971 


Der Haushaltsausschuß 

Leicht Bremer 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Beschlüsse des 7. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

über die verbilligte Veräußerung, Vermietung und 
Verpachtung von bundeseigenen Grundstücken 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

§ 1 

Der Bundesminister der Finanzen wird ermächtigt, 
abweichend von § 63 Abs. 3 Satz 1 der Bundeshaus- 
haltsordnung, bebaute und unbebaute bundeseigene 
Grundstücke unter dem vollen Wert zu veräußern, 
wenn sichergestellt ist, daß sie binnen angemesse- 
ner Frist unmittelbar für folgende Zwecke verwen- 
det werden: 

1. den Bau von Wohnungen des öffentlich geför- 
derten sozialen oder des steuerbegünstigten 
Wohnungsbaues, 

2. Bildung von Eigentum für breite Schichten der 
Bevölkerung durch den Erwerb von Familien- 
heimen und Eigentumswohnungen, 

3. Förderung der gewerblichen Wirtschaft 

a) in Berlin, wenn der Bundesminister für Wirt- 
schaft im Benehmen mit der von der Landes- 
regierung bestimmten Stelle die besondere 
Förderungswürdigkeit bescheinigt hat, 

b) im Sinne von § 1 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes 
über die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesse- 
rung der regionalen Wirtschaftsstruktur" 
vom 6. Oktober 1969 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1861) in der jeweils geltenden Fassung in 
den förderungsbedürftigen Gebieten im 
Sinne von § 1 des Investitionszulagengeset- 
zes vom 18. August 1969 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1211) in der jeweils geltenden Fassung 
und unter den dort genannten Voraussetzun- 
gen, in der Übergangszeit bis zum Inkraft- 
treten des ersten Rahmenplanes nach § 4 des 
Gesetzes über die Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der regionalen Wirtschafts- 
struktur" auch in den Gebieten, in denen die 
in der Anlage zu diesem Gesetz bezeich- 
neten Aktionsprogramme durchgeführt wer- 
den, 

4. Förderung des Ausbaues der Infrastruktur im 
Sinne von § 1 Abs. 1 Nr. 2 des Gesetzes über 
die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
regionalen Wirtschaftsstruktur" 

a) in Berlin nach den Grundsätzen des § 2 
Abs. 2 Satz 2 und Abs. 3 des Gesetzes über 

. die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung 
der regionalen Wirtschaftsstruktur", 

b) in den förderungsbedürftigen Gebieten im 
Sinne von § 1 des Investitionszulagengeset- 
zes unter den im Gesetz über die Gemein- 


schaftsaufgabe „Verbesserung der regiona- 
len Wirtschaftsstruktur" enthaltenen Vor- 
aussetzungen, in der Übergangszeit bis zum 
Inkrafttreten des ersten Rahmenplanes nach 
§ 4 des Gesetzes über die Gemeinschaftsauf- 
gabe „Verbesserung der regionalen Wirt- 
schaftsstruktur" auch in den Gebieten, in 
denen die in der Anlage zu diesem Gesetz 
bezeichneten Aktionsprogramme durchge- 
führt werden, 

5. Verbesserung der Agrarstruktur und des 
Küstenschutzes im Sinne von § 1 Abs. 1 des 
Gesetzes über die Gemeinschaftsaufgabe „Ver- 
besserung der Agrarstruktur und des Küsten- 
schutzes" vom 3. September 1969 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 1573) in der jeweils geltenden Fassung, 
soweit im Einzelfall die Voraussetzungen einer 
finanziellen Förderung nach diesem Gesetze 
vorliegen, 

6. Bildung, Wissenschaft und Kulturpflege, 

7. Einrichtungen der Träger der Sozialhilfe, der 
freien Wohlfahrtspflege, der öffentlichen und 
freien Jugendhilfe, der Familienhilfe, der Fa- 
milienbildung und Familienerholung, 

8. Einrichtungen der medizinischen und beruflichen 
Rehabilitation, 

9. Krankenhäuser, Altenheime und Alterspflege- 
heime, 

10. städtebauliche Entwicklungs- und Sanierungs- 
maßnahmen, 

11. Verkehrs- und Grünanlagen, 

12. Sportanlagen. 

§ 2 

Der Bundesminister der Finanzen wird ermächtigt, 

abweichend von § 63 Abs. 5 der Bundeshaushalts- 
ordnung, die Nutzung von bebauten und unbebauten 

Grundstücken unter dem vollen Wert für folgende 

Zwecke zu überlassen: 

1. Förderung des Ausbaues der Infrastruktur nach 
§ 1 Nr. 4, 

2. Bildung, Wissenschaft und Kulturpflege, 

3. Einrichtungen der Träger der Sozialhilfe, der 
freien Wohlfahrtspflege, der öffentlichen und 
freien Jugendhilfe, der Familienhilfe, der Fami- 
lienbildung und Familienerholung, 

4. Einrichtungen der medizinischen und beruflichen 
Rehabilitation, 
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5. Krankenhäuser, Altenheime und Alterspflege- 
heime, 

6. Sportanlagen, 

7. gottesdienstliche Zwecke, wenn die Grundstücke 
nach ihrer Beschaffenheit hierfür ausschließlich 
zu dienen bestimmt sind. 

§ 3 

(1) Der Kaufpreis kann unter den Voraussetzun- 
gen des § 1 bis um 30 v. H. des Verkehrs wertes ge- 
senkt werden. 

(2) Das Nutzungsentgelt kann unter den Voraus- 
setzungen des § 2 Nr. 1 bis 6 bis auf 50 v. H. der 
ortsüblichen Miete oder Pacht, unter den Voraus- 
setzungen der Nummer 7 auf einen Anerkennungs- 
betrag ermäßigt werden. 


(3) § 63 Abs. 3 Satz 2 und Abs. 4 der Bundeshaus- 
haltsordnung bleibt unberührt. 

§ 4 

Der Bundesminister der Finanzen erläßt Richt- 
linien zur Durchführung dieses Gesetzes. 

§ 5 

Dieses Gesetz gilt nach § 13 Abs. 1 des Dritten 
Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 6 

Dieses Gesetz tritt an dem Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 
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Anlage 


Bei den im § 1 Nr. 3 und 4 genannten Regionalen 
Aktionsprogrammen handelt es sich um folgende 
Gebiete: 

1. Regionales Aktionsprogramm „Sdileswig-Unter- 
elbe" : 

das sind die Landkreise Dithmarschen, Flens- 
burg, Nordfriesland, Schleswig, Steinburg so- 
wie die kreisfreie Stadt Flensburg. 

2. Regionales Aktionsprogramm „Holstein": 

das sind die Landkreise Herzogtum Lauen- 
burg, Ostholstein, Plön, Rendsburg-Eckern- 
förde, Segeberg, Stormarn sowie die kreis- 
freien Städte Hansestadt Lübeck, Kiel und 
Neumünster. 

3. Regionales Aktionsprogramm „Nordwestnieder- 
sachsen" : 

das sind die Landkreise Grafschaft Diepholz, 
Grafschaft Hoya, Nienburg (Weser), Harburg, 
Soltau, Bremervörde, Land Hadeln, Osterholz, 
Rotenburg (Wümme), Stade, Verden, Weser- 
münde, Aschendorf-Hümmling, Bersenbrück, 
Grafschaft Bentheim, Lingen, Meppen, Witt- 
lage, Aurich (Ostfr.), Leer, Norden, Wittmund, 
Ammerland, Cloppenburg, Friesland, Olden- 
burg (Oldb.), Vechta, Wesermarsch, sowie die 
kreisfreien Städte Cuxhaven, Emden, Delmen- 
horst, Oldenburg i. O., Wilhelmshaven und 
Bremerhaven. 

4. Regionales Aktionsprogramm „Niedersächsi- 
sches Zonenrandgebiet" : 

das sind die Landkreise Duderstadt, Einbeck, 
Göttingen, Hildesheim-Marienburg, Münden, 
Northeim, Osterode am Harz, Peine, Zeller- 
feld, Gifhorn, Lüchow-Dannenberg, Lüneburg, 
Uelzen, Blankenburg, Braunschweig, Ganders- 
heim, Goslar, Helmstedt, Wolfenbüttel sowie 
die kreisfreien Städte Hildesheim, Lüneburg, 
Wolfsburg, Braunschweig, Goslar und Salz- 
gitter. 

5. Regionales Aktionsprogramm „Nordeifel-Grenz- 
raum Aachen": 

das sind die Kreise Aachen, Monschau, 
Schleiden, Selfkantkreis-Geilenkirchen-Heins- 
berg sowie die kreisfreie Stadt Aachen. 

6. Regionales Aktionsprogramm „Südostwest- 
falen" : 

das sind die Kreise Brilon, Wittgenstein, 
Büren und Warburg. 

7. Regionales Aktionsprogramm „Hessische Bun- 
desfördergebiete" : 

das sind die Landkreise Alsfeld, Büdingen, 
Gelnhausen, Lauterbach, Schlüchtern, Esch- 
wege, Fritzlar-Homberg, Fulda, Hersfeld, 
Hofgeismar, Hünfeld, Kassel, Melsungen, 


Rotenburg a. d. Fulda, Witzenhausen, Wolf- 
hagen, Ziegenhain und die kreisfreien Städte 
Fulda und Kassel. 

8. Regionales Aktionsprogramm „Mittelrhein- 
Lahn-Sieg" : 

das sind die Landkreise Rhein/Hunsrück, 
Rhein/Lahn, Oberwesterwald, Altenkirchen, 
Limburg und Oberlahn. 

9. Regionales Aktionsprogramm „Eifel-Hunsrück- 
Gebiet" : 

das sind die Landkreise Cochem-Zell, Bern- 
kastel-Wittlich, Bitburg-Prüm, Daun, Trier- 
Saarburg sowie die kreisfreie Stadt Trier. 

10. Regionales Aktionsprogramm „Saarland- West- 
pfalz": 

das sind die Landkreise Homburg, Merzig- 
Wadern, Ottweiler, Saarbrücken, Saarlouis, 
Sankt Ingbert, Sankt Wendel, Birkenfeld, 
Donnersberg-Kreis, Kaiserslautern, Kusel, Pir- 
masens, Zweibrücken sowie die kreisfreien 
Städte Saarbrücken, Kaiserslautern, Pirma- 
sens und Zweibrücken. 

11. Regionales Aktionsprogramm „Hohenlohe- 
Odenwald-Gebiet" : 

das sind die Landkreise Crailsheim, Künzels- 
au, Mergentheim, Öhringen, Schwäbisch-Hall, 
Buchen, Mosbach, Tauberbischofsheim und 
Sinsheim. 

12. Regionales Aktionsprogramm „Alb-Oberschwa- 
ben-Bodensee-Gebiet" : 

das sind die Landkreise Münsingen, Saulgau, 
Sigmaringen, Stockach und Uberlingen. 

13. Regionales Aktionsprogramm „Südlicher Ober- 
rhein-Hochschwarzwald" : 

das sind die Landkreise Emmendingen, Frei- 
burg, Hochschwarzwald, Müllheim und die 
kreisfreie Stadt Freiburg i. Br. 

14. Regionales Aktionsprogramm „Ostbayerisches 
Zonenrand- und Ausbaugebiet": 

das sind die Landkreise Bogen, Deggendorf, 
Dingolfing, Eggenfelden, Grafenau, Griesbach 
i. Rottal, Kelheim, Kötzting, Landau a. d. Isar, 
Mainburg, Mallersdorf, Passau, Pfarrkirchen, 
Regen, Rottenburg a. d. Laaber, Straubing, 
Viechtach, Vilsbiburg, Vilshofen, Wegscheid, 
Wolf stein, Cham, Neunburg vorm Wald, 
Oberviecht ach, Roding, Vohenstrauß, Wald- 
münchen sowie die kreisfreien Städte Deggen- 
dorf, Passau und Straubing. 

15. Regionales Aktionsprogramm „Oberfränkisches 
Zonenrand- und Ausbaugebiet": 

das sind die Landkreise Bamberg, Bayreuth, 
Coburg, Ebermannstadt, Hof, Kronach, Kulm- 
bach, Lichtenfels, Münchberg, Naila, Pegnitz, 
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Rehau, Stadtsteinach, Staffelsstein, Wunsiedel 
sowie die kreisfreien Städte Bamberg, Bay- 
reuth, Coburg, Hof, Kulmbach, Marktredwitz, 
Neustadt b. Coburg und Selb. 

16. Regionales Aktionsprogramm „Westbayerisches 
Ausbaugebiet" : 

das sind die Landkreise Aichach, Ingolstadt, 
Pfaffenhofen a. d. Ilm, Schrobenhausen, Ans- 
bach, Dinkelsbühl, Eichstätt, Feuchtwangen, 
Gunzenhausen, Hilpoltstein, Neustadt a. d. 
Aisch, Rothenburg o. d. T., Scheinfeld, Uffen- 
heim, Weihenburg i Bay., Donauwörth, Neu- 
burg a. d. Donau, Nördlingen, Wertingen so- 
wie die kreisfreien Städte Ingolstadt, Ans- 
bach, Eichstätt, Rothenburg o. d. T., Weißen- 
burg i. Bay., Neuburg a. d. Donau und Nörd- 
lingen. 

17. Regionales Aktionsprogramm „Oberpfälzisches 
Zonenrand- und Ausbaugebiet" : 

das sind die Landkreise Tirschenreuth, Kem- 
nath, Neustadt a. d. Waldnaab, Eschenbach i. d. 
Opf., Amberg, Nabburg, Sulzbach-Rosenberg, 
Burglengenfeld, Neumarkt i. d. Opf., Pars- 
berg, Beilngries, Regensburg und Riedenburg 
sowie die kreisfreien Städte Regensburg, 


Weiden, Amberg, Schwandorf i. Bay. und 
Neumarkt i. d. Opf. 

18. Regionales Aktionsprogramm „Unterfränkisches 
Zonenrand- und Ausbaugebiet" : 

das sind die Landkreise Mellrichstadt, Königs- 
hofen i. Grabfeld, Hofheim i. Ufr., Ebern, Bad 
Neustadt a. d. Saale, Bad Kissingen, Haßfurt, 
Schweinfurt, Brückenau, Gemünden, Hammel- 
burg, Karlstadt, Würzburg, Gerolzhofen, Kit- 
zingen, Ochsenfurt und Marktheidenfeld so- 
wie die kreisfreien Städte Würzburg, Kit- 
zingen, Bad Kissingen und Schweinfurt. 

19. Regionales Aktionsprogramm „Oberbayerisch- 
schwäbisches Ausbaugebiet" : 

das sind die Landkreise Landsberg a. Lech, 
Weilheim i. Obb., Garmisch-Partenkirchen 
und Füssen sowie die kreisfreie Stadt Lands- 
berg a. Lech. 

20. Regionales Aktionsprogramm „Südöstliches- 
oberbayerisches Ausbaugebiet" : 

das sind die Landkreise Wasserburg a. Inn, 
Traunstein, Laufen und Berchtesgaden sowie 
die kreisfreien Städte Bad Reichenhall und 
Traunstein. 
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